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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,

die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1. wie sich – unter Angabe der betroffenen Bahnhöfe und Strecken – in den Jah-
ren 2016 und 2017 die Straftaten in und im unmittelbaren Umfeld von Bahn -
höfen sowie im ÖPNV und im SPNV zumindest mit Blick auf ihre Zahl, das
Anzeigenvolumen, die Deliktsart, die Aufklärungsquote, die Tatzeit, das Alter
der Täter und deren Nationalität entwickelt haben, darzustellen, soweit Bahn-
höfe betroffen sind, in Fortführung der Stellungnahme 16/335;

2. wie sich Zahl der Anklagen, Verurteilungen und Einstellungen nach § 153 bis 
§ 154 f Strafprozessordnung (StPO) im Bereich der Kriminalität in und im un-
mittelbaren Umfeld von Bahnhöfen sowie im ÖPNV und im SPNV in den letz-
ten fünf Jahren entwickelt hat;

3. welche Maßnahmen sie seit der Stellungnahme 16/335 neu ins Leben gerufen
hat, um die Sicherheit an Bahnhöfen und im ÖPNV und im SPNV zu erhöhen;

4. wie sie die in den Stellungnahmen 16/335 und 16/2302 aufgezeigten Maßnah-
men fortgeführt hat;

5. inwieweit die von ihr erwartete Steigerung der Sicherheit durch die Nutzung
der Freifahrtregelung von uniformierten Polizeivollzugsbeamtinnen und -be-
amten in Zügen der Deutschen Bahn AG eingetreten ist;

Antrag

der Abg. Nico Weinmann u. a. FDP/DVP

und

Stellungnahme

des Ministeriums für Inneres, Digitalisierung und Migration

Sicherheit in und um Bahnhöfe sowie im öffentlichen 
Personennahverkehr (ÖPNV) und im Schienenpersonen-
nahverkehr (SPNV)

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente

Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich-
net mit dem Umweltzeichen „Der Blaue Engel“.
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6. inwieweit sie für die nächsten zwei Jahre zusätzliches oder weniger Engage-
ment in diesem Bereich plant.

12. 02. 2018

Weinmann, Dr. Goll, Dr. Rülke, Keck, Dr. Timm Kern, 
Haußmann, Dr. Bullinger, Reich-Gutjahr, Dr. Aden FDP/DVP

B e g r ü n d u n g

Frühere parlamentarische Initiativen der FDP/DVP zeigen, dass die Kriminalität
in und um Bahnhöfe sowie im ÖPNV und im SPNV ein ernsthaftes Problem ist.
In Fortführung der Initiativen soll die Situation der vergangenen Zeit beleuchtet
werden.

S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 7. März 2018 Nr. 3-1264.3/20/11 nimmt das Ministerium für
Inneres, Digitalisierung und Migration im Einvernehmen mit dem Ministerium
für Verkehr und dem Ministerium der Justiz und für Europa zu dem Antrag wie
folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1. wie sich – unter Angabe der betroffenen Bahnhöfe und Strecken – in den Jah-
ren 2016 und 2017 die Straftaten in und im unmittelbaren Umfeld von Bahn -
höfen sowie im ÖPNV und im SPNV zumindest mit Blick auf ihre Zahl, das An-
zeigenvolumen, die Deliktsart, die Aufklärungsquote, die Tatzeit, das Alter der
Täter und deren Nationalität entwickelt haben, darzustellen, soweit Bahnhöfe
betroffen sind, in Fortführung der Stellungnahme 16/335;

Zu 1.:

Die Erfüllung polizeilicher Aufgaben an Bahnhöfen fällt grundsätzlich in die ört-
liche und sachliche Zuständigkeit der Bundespolizei. Die Bundespolizei gehört
dem Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern an. Demnach beschränkt
sich die Landesregierung im Folgenden auf Erkenntnisse der Polizei Baden-Würt-
temberg.

Bei der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) handelt es sich um eine sogenannte
reine Ausgangsstatistik, in der strafrechtlich relevante Sachverhalte nach der poli-
zeilichen Sachbearbeitung vor Abgabe an die Strafverfolgungsbehörden erfasst
werden. 

Soweit Bahnhöfe, der Bahnhofsbereich mitsamt dessen Gebäude, Bahnanlagen
und dazugehörige Park & Ride Anlagen, einschließlich des dort stattfindenden
ÖPNV und SPNV als Tatörtlichkeiten von strafbaren Handlungen betroffen sind,
können diese in der PKS unter dem mit dem Katalogbegriff „Bahnhof“ recher-
chiert werden. Von der Bundespolizei bearbeitete und statistisch erfasste Straf -
taten werden zwar in der PKS ausgewiesen, können jedoch mangels Erfassung
der Tatörtlichkeit Bahnhof nicht entsprechend ausgewertet werden. Somit sind
ausschließlich die von der Polizei Baden-Württemberg bearbeiteten Straftaten mit
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der Tatörtlichkeit „Bahnhof“ Grundlage für die Auswertung. Eine Aussage, wel-
cher Anteil dieser Straftaten auf Anzeigen seitens der Bevölkerung („Anzeigen-
volumen“) und welcher Anteil auf die eigene Wahrnehmung durch die Polizei
oder ein anderes Bekanntwerden zurückzuführen ist, lässt sich der PKS nicht ent-
nehmen.

Für die von der Polizei Baden-Württemberg bearbeiteten Straftaten an der statis -
tisch definierten Tatörtlichkeit Bahnhof zeichnet sich für das Jahr 2017 im Ver-
gleich zum Vorjahr ein rückläufiger Trend ab. Bei den Deliktsarten dominieren
insbesondere Fahrrad- und Taschendiebstähle, Körperverletzungen, Rauschgift-
kriminalität, Vermögens- und Fälschungsdelikte, Sachbeschädigungen und Belei-
digungen sowie ausländerrechtliche Verstöße. Entgegen des rückläufigen Trends
zeichnen sich im Jahr 2017 Anstiege im Bereich der Rauschgiftkriminalität (soge-
nannte Holkriminalität), der Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung, dem
Erschleichen von Leistungen und der Sachbeschädigung ab. Körperverletzungs-,
Unterschlagungs- und Raubdelikte sowie ausländerrechtliche Verstöße bewegen
sich auf etwa gleichbleibendem Niveau. 

Die entsprechenden Fallzahlen für das Jahr 2016 stellen sich wie folgt dar:
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Die Aufklärungsquote (AQ) verteilt sich wie folgt auf die oben genannten De-
liktsbereiche:

Für das Jahr 2017 zeichnet sich insgesamt eine deutliche Steigerung der Auf-
klärungsquote ab. Eine Zunahme ist in nahezu allen der oben genannten Delikts-
bereiche festzustellen.

Die Anzahl der Tatverdächtigen (TV) nach Altersgruppen stellt sich für das Jahr
2016 wie folgt dar:

Für das Jahr 2017 zeigt sich in der Tendenz eine leichte Zunahme der ermittelten
TV im Vergleich zum Vorjahr. Diese Tendenz ist abgesehen von den Erwachse-
nen in allen Altersgruppen festzustellen.
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Die Nationalitäten der TV im Jahr 2016 verteilen sich nach Rangliste der 30 am
häufigsten registrierten auf die folgenden Staaten. 

Für das Jahr 2017 zeigt sich ein leicht ansteigender Trend. Deutliche Anstiege
zeichnen sich dabei bei TV mit syrischer, gambischer, irakischer, polnischer, ma-
rokkanischer, somalischer, französischer und georgischer Staatsangehörigkeit ab.
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Die Tatzeiten verteilen sich weitgehend auf den Zeitraum von sieben bis 24 Uhr;
eine Häufung ist zwischen 16 und 19 Uhr feststellbar.

Die statistische Auswertung nach Straftaten an der Tatörtlichkeit „Bahnhof“ er-
gab weit über 500 Objekte. Hiervon werden zur Wahrung der Übersichtlichkeit
nachfolgend nur jene Gemeinden im Zweijahresvergleich aufgeführt, die jährlich
mehr als zehn von der Polizei Baden-Württemberg bearbeitete Delikte an der
Tatörtlichkeit „Bahnhof“ aufwiesen.

_____________________________________

1  Hierunter fallen auch Taten, bei denen keine Tatzeit bekannt ist.
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_____________________________________

2  Abgesetzte Darstellung nach Stadt- und Landkreisen.
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Die Mehrzahl der Straftaten wurde an Hauptbahnhöfen oder Bahnhöfen größerer
Städte registriert. Bei der Fallzahlentendenz ist im Jahr 2017 der größte Anstieg
am Hauptbahnhof Freiburg zu verzeichnen. Diese Entwicklung resultiert vor-
nehmlich aus der Zunahme der Verstöße gegen das Betäubungsmittelgesetz.

In der Gesamtschau lässt sich feststellen, dass die Kriminalitätsbelastung in Bahn-
höfen und deren unmittelbarem Umfeld grundsätzlich im Kontext der Beförde-
rungszahlen im Bahnverkehr und dem allgemeinen Publikumsverkehr zu bewer-
ten ist. Großstadtbahnhöfe bieten neben ihrer Funktion als Verkehrseinrichtung
ein reichhaltiges Warenangebot und eine Vielzahl von Gastronomiebetrieben.
Dieser Umstand bewirkt ein zusätzliches Kriminalitätsaufkommen (Tatmöglich-
keiten). Beispielsweise stehen Raub- und Körperverletzungsdelikte selten im Zu-
sammenhang mit Reisenden, sondern ereignen sich eher im Umfeld von Perso-
nen, die sich aus anderen Gründen zur Nachtzeit am Bahnhof aufhalten oder
Bahnhofsunterführungen nutzen. Die Zunahme bei Rauschgiftdelikten an Bahn-
höfen ist erfahrungsgemäß auch auf intensivierte Personenkontrollen zurückzu-
führen (sogenannte Holkriminalität).

Im Übrigen wird auf die Stellungnahme zum Antrag der Abg. Dr. Ulrich Goll 
u. a. FDP/DVP, „Straftaten und Sicherheit an Bahnhöfen“, Landtagsdrucksache
16/335, verwiesen.

2. wie sich Zahl der Anklagen, Verurteilungen und Einstellungen nach § 153 bis 
§ 154 f Strafprozessordnung (StPO) im Bereich der Kriminalität in und im un-
mittelbaren Umfeld von Bahnhöfen sowie im ÖPNV und im SPNV in den letz-
ten fünf Jahren entwickelt hat;

Zu 2.:

Die vom Ministerium der Justiz und für Europa Baden-Württemberg geführte
Strafverfolgungsstatistik erfasst lediglich rechtskräftige Verurteilungen. Eine Dif-
ferenzierung nach einzelnen Tatmodalitäten und dem Tatort findet nicht statt. In
gleicher Weise gilt dies für die Erfassung von Ermittlungsverfahren in den staats-
anwaltschaftlichen Verfahrensregistern, sodass auch keine Auskünfte über die An -
zahl der Anklagen und Einstellungen erteilt werden können.
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3. welche Maßnahmen sie seit der Stellungnahme 16/335 neu ins Leben gerufen
hat, um die Sicherheit an Bahnhöfen und im ÖPNV und im SPNV zu erhöhen;

4. wie sie die in den Stellungnahmen 16/335 und 16/2302 aufgezeigten Maßnah-
men fortgeführt hat;

6. inwieweit sie für die nächsten zwei Jahre zusätzliches oder weniger Engage-
ment in diesem Bereich plant.

Zu 3., 4. und 6.:

Die bereits in den Drucksachen 16/335 und 16/2302 aufgezeigten Sicherheitspart-
nerschaften, Kooperationen, gemeinsamen Aktionstage und Maßnahmen zwischen
Landes- und Bundespolizei sowie weiteren Akteuren zur Erhöhung der objektiven
und subjektiven Sicherheit wurden und werden auch weiterhin zielgerichtet fort-
geführt und intensiviert. Außerdem werden die Aktionstage lageorientiert um ak-
tuelle Präventionsthemen ergänzt. 

Die zwischen der Landespolizei Baden-Württemberg und der Bundespolizei be-
reits im Jahr 1997 vereinbarte Sicherheitskooperation, die sich seit 2002 auf das
gesamte Landesgebiet erstreckt und der seit 2003 auch der Zoll angehört, wurde
kontinuierlich ausgebaut. Die Zusammenarbeit reicht von gemeinsamen Kontroll-,
Fahndungs- und Präventionsaktionen, gegenseitigen Unterstützungen bei Ad-hoc-
Lagen, gemeinsamen Ermittlungsgruppen bis hin zu gemeinsamen Streifen mit
der Bundespolizei. Die Einsätze erfolgen nach Festlegung von zuvor zwischen
den Kooperationspartnern abgestimmten deliktischen oder tätigkeitsbezogenen
Maßnahmen. Hierzu zählt seit dem Jahr 2010 auch das Schwerpunktthema „Si-
cherheit im öffentlichen Raum“, das den öffentlichen Personennahverkehr ein -
schließt. Jährlich werden die Schwerpunktthemen lageorientiert angepasst und
festgelegt. Die gemeinsamen Einsätze im Rahmen der Sicherheitskooperation
werden seit Jahren in gleichbleibendem Umfang fortgeführt.

Die gemeinsamen Aktionstage der Landes- und Bundespolizei unter dem Leit -
thema Zivilcourage/Kriminalprävention werden beispielsweise ebenfalls anhal-
tend fortgesetzt. Bereits zum siebten Mal wurde zudem im Jahr 2017 die Kam -
pagne „Aktion tu was!“ zur Förderung der Zivilcourage und des Helferverhaltens
durch das Polizeipräsidium Mannheim durchgeführt. 

Darüber hinaus hat die Polizeiliche Kriminalprävention der Länder und des Bun-
des (ProPK) die Sensibilisierungskampagne „AUFMERKSAM UNTERWEGS!“
aktualisiert. Die Kampagne soll hinsichtlich der Früherkennung terroristischer
Anschläge sensibilisieren und richtet sich sowohl an die Bevölkerung als auch an
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des öffentlichen Personenverkehrs (ÖPV)3. Im
Rahmen der Kampagne wurden im Jahr 2017 beim Polizeipräsidium Ludwigs-
burg alle Omnibusse mit Seitenscheibenplakaten, die sensibilisierende Botschaf-
ten beinhalten, beklebt. Seit Anfang 2018 steht dem gesamten ÖPV Baden-Würt-
temberg ein Plakat mit konkreten Tipps und Handlungsanweisungen beim Auffin-
den verdächtiger Gegenstände zur Verfügung.

Weiterhin führte die Polizei Baden-Württemberg im Bereich des Polizeipräsidi-
ums Mannheim im Jahr 2017 mehrfach das Zivilcourage-Seminar „Schnell weg –
zwischen Panik und Gewissen“ durch, bei dem mehr als 200 Personen geschult
wurden. Überdies fand am 4. Mai 2017 erstmalig ein Aktionstag Zivilcourage
 unter Mitwirkung des Polizeipräsidiums Aalen, des Landeskriminalamts Baden-
Württemberg und des Theaters „Q-rage“ statt. 

Die vom Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Migration Baden-Württem-
berg bereits im Jahr 2006 in Baden-Württemberg umgesetzte und zuletzt im Jahr
2016 aktualisierte bundesweite Rahmenkonzeption zur Erhöhung der Sicherheit
des Öffentlichen Personenverkehrs hat weiterhin Bestand und wird auch perspek-
tivisch das konzeptionelle polizeiliche Handeln zur Aufrechterhaltung der Sicher-
heit im Öffentlichen Personenverkehr bestimmen.

_____________________________________

3  Unter dem Oberbegriff ÖPV werden der ÖPNV und der SPNV zusammengefasst.
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Die Sicherheit im öffentlichen Raum ist ein Handlungsschwerpunkt der Polizei
Baden-Württemberg – diesbezüglich werden auch weiterhin sogenannte Brenn-
punkteinsätze lageorientiert durchgeführt, um ein höchstmögliches Maß an Si-
cherheit für unsere Bevölkerung zu gewährleisten. Die Landesregierung hat da -
rüber hinaus mit den Städten Freiburg und Heidelberg Sicherheitspartnerschaften
vereinbart. In diesem Rahmen erfolgen auch Einsatzmaßnahmen an den betreffen-
den Bahnhöfen.

Weiterhin hat die Landesregierung im Bereich des SPNV mit der DB Regio AG
eine Vereinbarung über den Einsatz von zusätzlichen Zugbegleiterinnen und Zug-
begleitern über die bestehenden Verpflichtungen hinaus abgeschlossen. Die Ver-
einbarung wurde am 8. Januar 2018 von der DB Regio AG gegengezeichnet und
bildet die Grundlage für den Einsatz von zusätzlichen 30 Zugbegleitern, die auf
allen Linien und Netzen, die von der DB Regio AG betrieben werden, je nach
 Bedarf eingesetzt werden. Mit dieser Vereinbarung sollen beispielsweise Erste-
Hilfe-Leistungen im Notfall und die Unterstützung von Fahrgästen in Konflikt -
situationen angeboten werden. Hierzu zählt außerdem die Zusammenarbeit mit
der DB Station & Service AG, welche für die Bahnhöfe und Stationen zuständig
ist. Mit dem Einsatz von den vorgenannten Zugbegleiterinnen und Zugbegleitern
soll aber auch das subjektive Sicherheitsempfinden der Fahrgäste gesteigert und
für die Fahrgäste ein Ansprechpartner in Konfliktsituationen zur Verfügung ste-
hen. Insoweit kommt dieser Vereinbarung mittelbar auch der Sicherheit an den
Bahnhöfen und unmittelbar der Sicherheit der Fahrgäste in den Zügen der DB
 Regio AG zugute. Hierbei ist zu beachten, dass die Zugbegleiterinnen und Zugbe-
gleiter in aller Regel in Konfliktdeeskalation geschult sind. Sie ersetzen aber nicht
die hoheitliche Einsatztätigkeit der Polizeikräfte und sind auch nicht mit regulären
Sicherheitsdiensten der DB Regio AG gleichzusetzen.

Des Weiteren findet derzeit zwischen der DB Regio AG und dem Land Baden-
Württemberg, vertreten durch das Ministerium für Verkehr, die Abstimmung über
die Optimierung des Einsatzes von Sicherheitspersonal im SPNV statt. Von Sei-
ten der DB Regio AG liegt seit Ende Oktober 2017 eine Analyse der Sicherheits-
lage auf den einzelnen Strecken und Linien vor, unterteilt nach „Großereignis-
sen“, „Schwerpunktstrecken“ und „sonstige Strecken“. Hieraus wird der aktuelle
Bedarf an Sicherheitsdienstleistungen (gemessen in Einsatzstunden) abgeleitet
und ein Vorschlag über die Verteilung dieser Einsatzstunden unterbreitet. Insbe-
sondere bei Großereignissen wird in Abstimmung mit der DB Regio AG eine
 enge Auswertung der Lage vorgenommen, um im Bedarfsfall nachzusteuern und
alternative Handlungsoptionen für künftige Ereignisse zu identifizieren.

Die Landesregierung sieht weiterhin ein kontinuierliches Engagement in dem Be-
reich Sicherheit an Bahnhöfen, im ÖPNV und im SPNV vor.

Überdies wird auch auf die Stellungahmen der Drucksachen 16/335 und 16/2302
dargestellten Maßnahmen der Landesregierung verwiesen.

5. inwieweit die von ihr erwartete Steigerung der Sicherheit durch die Nutzung
der Freifahrtregelung von uniformierten Polizeivollzugsbeamtinnen und -be-
amten in Zügen der Deutschen Bahn AG eingetreten ist;

Zu 5.:

Durch die Freifahrtregelung für uniformierte Polizeibeamtinnen und -beamte der
Polizei Baden-Württemberg, welche im Jahr 2017 auf die Nutzung von Fernver-
kehrszügen ausgeweitet wurde, soll die sichtbare Polizeipräsenz in Zügen erhöht
und insbesondere das Sicherheitsgefühl der Fahrgäste verbessert bzw. gestärkt
werden. Hierbei sind die Polizeibeamtinnen und -beamten verpflichtet, lageorien-
tiert nach Maßgabe gesetzlicher Bestimmungen einzuschreiten und das Zugbe-
gleitpersonal bedarfsorientiert zu unterstützen. Eine Wirkungsevaluation der Frei-
fahrtregelung wurde bisher nicht durchgeführt. Einzelne Rückmeldungen deuten
jedoch darauf hin, dass das Sicherheitsgefühl der Fahrgäste bei einer sichtbaren
Polizeipräsenz gestärkt wird.
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Aus Sicht der DB Regio AG besteht weiterhin Bedarf an Sicherheitspersonal in
den Zügen sowohl durch uniformierte Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte als
auch durch bahneigenes Sicherheitspersonal. Im Streckennetz der DB Regio
 Baden-Württemberg sind bei der DB Regio AG in den letzten beiden Jahren deut-
lich über 1.000 Vorgänge mit unterschiedlichen Gefährdungsstufen (z. B. Beleidi-
gungen, Körperverletzungen) registriert worden. Im Jahr 2016 konnte gegenüber
dem Jahr 2015 eine deutliche Zunahme der Vorgänge verzeichnet werden. Im
Rahmen von Qualitätskontrollen werden im Bereich des SPNV subjektive Ein-
schätzungen der Fahrgäste zur Sicherheit in den Zügen durchgeführt. Aktuelle Er-
gebnisse liegen der Landesregierung derzeit nicht vor. 

Strobl

Minister für Inneres,
Digitalisierung und Migration
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